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§ 23 Der Verwaltungsrechtsschutz

„Das Wesen des Rechtsstaats besteht in der Herrschaft des Rechts  auch über den Staat, in der Bindung des Staats und seiner Organe an das Recht, in der Rechtsmäßigkeit und Gesetzmäßigkeit der Verwaltung.“

( Dies Aufgabe der Verwaltungskontrolle

I. Die verwaltungsinterne Kontrolle

( Mittel der verwaltungsinternen Kontrolle sind zunächst Aufsichtsmaßnahmen, wie die 

     staatliche Aufsicht über die juristischen Personen des öffentlichen Rechts

( Darüber hinaus – Bürger die Möglichkeit, Eingriffe der Verwaltung entweder im 

     formlosen oder förmlichen Rechtsmittelverfahren überprüfen zu lassen

1. Die formlosen Rechtsbehelfe

( Unterscheidung: Gegenvorstellung und Dienstaufsichtsbeschwerde

( Mit Gegenvorstellung wendet sich Bürger an die Behörde, die die beanstandete 

     Maßnahme ergriffen hat

( Dienstaufsichtsbeschwerde richtet sich an übergeordnete Behörde

( Diese soll die erlassende Behörde anweisen, die beanstandete Maßnahme 

     aufzuheben oder abzuändern

( Formlose Rechtsbefehle nicht an Formen und Fristen gebunden, setzen kein 

     persönliches Betroffensein voraus

( Sind gegen alle Verwaltungsmaßnahmen zulässig

( Bürger aber keinen Rechtsanspruch auf ein Tätigwerden der Behörde

( Kann lediglich verlangen, dass die Behörde seine Eingabe annimmt, überprüft und 

     ihm die Art der Erledigung formlos mitteilt

2. Die förmlichen Rechtsbehelfe (Rechtsmittel), insbesondere der Widerspruch

( Wenn Bürger mit Verwaltungsakt nicht einverstanden, kann er Nachprüfung 

     erzwingen, indem er förmliches Rechtsmittel einlegt

( Wird in einer bestimmten Frist und einer bestimmten Form eingelegt

( Angerufene Behörde hat Entscheidungspflicht

( Verwaltungsrecht wird überprüft auf Rechtsmäßigkeit und Zweckmäßigkeit

( Förmliche Rechtsmittel: Einspruch, die (förmliche) Beschwerde, Widerspruch

( Einspruch

( Richtet sich an erlassende Behörde

( Beschwerde

( Über sie entscheidet die nächsthöhere Behörde

( Widerspruch

( In der weitaus überwiegenden Zahl der Fälle gegen den Verwaltungsakt  

     gegeben

( Ist Teil des Verwaltungsverfahrensrechts

( Als Voraussetzung des gerichtlichen Rechtsschutzes in der 

     Verwaltungsgerichtsordnung (§§ 68-73) geregelt

( Diese schreibt ihn für Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen gegen 

     Verwaltungsakte von Bundes- und Landesbehörden grundsätzlich zwingend

( Bei sämtlichen beamtenrechtlichen Klagen gegen den Dienstherrn – 

     Widerspruchsverfahren durchzuführen

( Praktische Bedeutung: in neun von zehn Fällen bleibt es bei ihm, es folgt  

     also keine verwaltungsgerichtliche Klage

( Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Behörde zu 

     erheben, die den Verwaltungsakt erlassen hat

( Widerspruchsfrist: ein Monat von dem Zeitpunkt an, in dem de 

     Verwaltungsakt dem Betroffenen bekannt gegeben wurde, sie beginnt nur 

     zu laufen, wenn der  Betroffene eine schriftliche Rechtsmittelbelehrung 

     nach § 58 Abs. 1 VwGO erhalten hat

( Wenn Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt – Einlegung  des 

     Rechtsmittels nur innerhalb eines Jahres seit Zustellung des 

     Verwaltungsaktes zulässig

( Widerspruch unbefristet, wenn Betroffene schriftlich davon belehrt worden 

     ist, dass ein Rechtsbehelf nicht gegeben sei

( Für das Widerspruchsverfahren gelten: Verwaltungsgerichtsordnung und 

     die zu ihrer Ausführung ergangenen Rechtsvorschriften, alle Bestimmungen 

      des Bundesverwaltunsverfahrensgesetzes

( Wenn Behörde Widerspruch für begründet hält, hilft sie ihm ab

( Im anderen Fall ergeht Widerspruchsbescheid

( Dieser ist zu begründen, mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und 

     zuzustellen

( Widerspruchsbehörde kann Verwaltungsakt auch zu Lasten des Betroffenen 

     ändern (reformatio in peius)

( Über Widerspruch soll innerhalb von drei Monaten entschieden werden

( Widerspruch grundsätzlich aufschiebende Wirkung, d.h. Behörde kann 

     Verwaltungsakt nicht vollstrecken, bevor über Widerspruch entschieden ist

( Diese entfällt wenn z.B. öffentliche Abgaben und Kosten angefordert  

     werden

( Widerspruchsbehörde kann auch in diesen Fällen Vollziehung aussetzen

( Erfolgreicher Widerspruch: Rechtsträger muss Aufwendungen erstatten

( Erfolgloser Widerspruch: der ihn eingelegt hat, erstattet

II. Der verwaltungsgerichtliche Rechtsschutz

1. Der Verwaltungsrechtsweg

( Zuständigkeit eines einzelnen Zweiges der Gerichtsbarkeit kann durch 

     Generalklausel oder durch den Aufzählungsgrundsatz bestimmt sein

( Vor 1945 galt Aufzählungsgrundsatz

( Nach 2. Weltkrieg hat Gesetzgeber Generalklausel eingeführt

( Nach § 40 Abs. 1 S.1 der Verwaltungsgerichtsordnung ist der 

     Verwaltungsrechtsweg „in allen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten 

     nichtverfassungsrechtlicher Art“ gegeben

( Für dessen Zulässigkeit Unterscheidung von öffentlichem Recht und Privatrecht 

     sowie Verfassungs- und Verwaltungsrecht wichtig

( Nach Grundsatzentscheidung des Bundesverwaltungsgerichts ist für den Anspruch 

     einer Tarifvertragspartei auf Allgemeinverbindlicherklärung eines Tarifvertrags 

     der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten eröffnet

( Verwaltungsgerichtliche Generalklausel insofern durchbrochen als öffentlich-

     rechtliche Streitigkeiten nichtverfassungsrechtlicher Art durch Gesetz auch einem 

     anderen Gericht zugewiesen werden können

( Zunächst für sozialrechtliche, steuerrechtliche, dienstrechtliche, berufsrechtliche 

     geschehen

( Sozialgerichten zugewiesen sind Angelegenheiten der Sozialversicherung, 

     Arbeitslosenversicherung, Kriegsopferversorgung

( Allgemeinen Verwaltungsgerichten zugewiesen: Gewährung von Sozialhilfe, 

     Leistungen der Ausbildungsförderung, Streit um kommunale Abgaben und Steuern

( Zuständigkeit Finanzgerichte: Streitigkeiten über Abgabenangelegenheiten

( Besondere Verwaltungsgerichtsbarkeiten: Disziplinar-, Dienst- und 

     Berufsgerichtsbarkeit

( Zivilgerichten: zahlreiche öffentlich-rechtliche Streitigkeiten z.B. Höhe der 

     Enteignungsentschädigung

( Für Klagen aus Beamtenverhältnis Verwaltungsgerichte zuständig

( Art. 19 Abs. 4 GG (Rechtweggarantie) auf dessen Grundlage Rechtsschutz 

     eingerichtet worden

( Allgemeine  Verwaltungsgerichtsbarkeit in drei Instanzen gegliedert

( Erste Instanz: Verwaltungsgericht (es besteht aus „Kammern“, die mit je drei 

     Berufsrichtern und zwei ehrenamtlichen Verwaltungsrichtern besetzt sind)

( Zweite Instanz: Oberverwaltungsgericht (es entscheidet in „Senaten“, die in der 

     Regel mit drei Berufsrichtern besetzt sind; ist vor allem zuständig für Berufungen 

     und Beschwerden gegen Entscheidungen der Verwaltungsgerichte und 

     großtechnische Projekte, wie Kraftwerke, Flugzeuge, usw. in erster Instanz 

     zuständig

( Dritte Instanz: Bundesverwaltungsgericht (gliedert sich in „Senate“, die in der 

     Regel mit fünf, bei Beschlüssen außerhalb der mündlichen Verhandlung mit drei 

     Richtern besetzt sind; entscheidet über Revisionen gegen Urteile der 

     Oberverwaltungsgereichte; kann nur über Bundesrecht befinden

( Sozialgerichtsbarkeit in drei Instanzen gegliedert: Sozialgericht-

     Landessozialgericht-Bundessozialgericht

( Finanzgerichtsbarkeit in zwei Instanzen: Finanzgericht-Bundesfinanzhof

( Verwaltungsgerichtsordnung mit Wirkung vom 29.September 1990 in den neuen 

     Bundesländern in Kraft gesetzt

( Bis zur Errichtung einer selbstständigen Verwaltungsgerichtsbarkeit ( 

     Kreisgerichte und bei den Bezirksgerichten Senate für Verwaltungssachen

2. Die Klagearten

a) Anfechtungsklage

( Klassische Klageart des Verwaltungsprozesses

( Sie ist eine Gestaltungsklage, weil ihr Ziel die Aufhebung eines 

     Verwaltungsaktes ist

( Anwendungsbereich in erster Reihe die Eingriffsverwaltung

( Der Adressat eines belastenden Verwaltungsaktes ist regelmäßig klagebefugt

b) Verpflichtungsklage

( Wichtigste Form der Leistungsklage

( Ist auf den Erlass eines von der Behördeabgelehnten oder unterlassenen 

     Verwaltungsakt gerichtet

( Sie ist Untätigkeitsklage, wenn Behörde über den Antrag auf Erlaß 

     nicht entschieden hat

( Sie ist Weigerungsgegenklage, wenn sie den Antrag abgelehnt hat

( Findet Anwendung dort, wo Bürger zur Aufnahme einer bestimmten 

     Tätigkeit einer Zulassung oder Erlaubnis bedarf
c) Allgemeine Leistungsklage

( Form der Leistungsklage

( Mit ihr begehrt der einzelne die Verurteilung der öffentlichen 

     Verwaltung zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung

d) Feststellungsklage

( Nicht unbeschränkt zulässig

( Mit ihr kann nur Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines 

     konkreten öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnisses oder Nichtigkeit 

     eines Verwaltungsakts geklagt werden, wenn Kläger ein berechtigtes 

     Interesse an der baldigen Feststellung hat

e) Fortsetzungsfeststellungsklage

( Betrifft den Fall, dass sich die in dem Erlass oder der Verweigerung des 

     Verwaltungsakts liegende Belastung des Klägers nach Klageerhebung, 

     aber vor der gerichtlichen Entscheidung erledigt hat z.B. Tod des 

     Adressaten bei höchstpersönlichen Verpflichtungen

( Wichtiges Mittel der Gerichtskontrolle polizeilichen Handelns

( Breiter Anwendungsbereich auch bei Klagen aus Beamtenverhältnis

f) Einstweiliger Rechtsschutz

g) Verbandsklage

( Mit ihr können Vereinigungen oder Bürgerinitiativen bestimmte 

     Interessen ihrer Mitglieder geltend machen ohne selbst unmittelbar 

     betroffen zu sein

( Meisten Bundesländer zugunsten von Naturschutzverbänden die 

     Verbandsklage eingeführt

3. Das verwaltungsgerichtliche Verfahren

( Beteiligte sind Kläger und Beklagter

( Gericht kann Personen beiladen, deren rechtliche Interessen durch die 

     Entscheidung berührt werden

( Beteiligte sind Oberbundesanwalt oder Vertreter des öffentlichen Interesses falls 

     sie von Beteiligungsbefugnis Gebrauch machen

( Für Durchführung des Verfahrens gilt Untersuchungsgrundsatz

( Gericht hat Sachverhalt von Amtswegen zu erforschen

( Es ist nicht an Vorbringen und Beweisanträge der Beteiligten gebunden

( Jeder Beteiligte hat Recht auf Anhörung (Art. 103 Abs. 1 GG)

( Beteiligten haben Akteneinsicht, erhalten auch Wort in mündlicher 

     Verhandlung, um Anträge zu stellen und zu begründen

( Vorsitzende muss Streitsache mit den Beteiligten tatsächlich und rechtlich 

      erörtern

( Beteiligten können Beweisaufnahme beiwohnen und an Zeugen und 

     Sachverständigen sachdienliche Fragen richten

( Urteil darf nur auf Sachen gestützt werden, zu denen er sich äußern konnte

( Über Klage wird aufgrund mündlicher Verhandlung regelmäßig durch 

     Urteil entschieden

( Gerichtbescheid ohne mündliche Verhandlung z.B. der Sachverhalt geklärt 

     ist

( Urteil enthält namentlich die Urteilsformel, Tatbestand, 

     Entscheidungsgründe, Rechtsmittelbelehrung

4. Rechtsmittel (Berufung und Revision)

( Gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts steht dem Beteiligten die Berufung ab 

     das Oberverwaltungsgericht zu, wenn dieses sie zulässt

( Zuzulassen falls ernstliche Zweifel an Richtigkeit des Urteil bestehen, die 

     Rechtsache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist 

     oder grundsätzliche Bedeutung hat, das Urteil von einer Entscheidung des 

     Oberverwaltungsgerichts, des Bundesverwaltungsgerichts oder 

     Bundesverfassungsgerichts abweicht oder das Verfahren vor dem 

     Verwaltungsgericht an einem wesentlichen Mangel leidet

( Zulassung der Berufung innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils 

     zu beantragen

( Oberverwaltungsgericht entscheidet über Antrag durch Beschluß

( Mit Ablehnung erstinstanzliche urteil rechtskräftig

( Im Berufungsverfahren  Prüfung des Streitfalls in tatsächlicher und 

     rechtlicher Sicht

( Oberverwaltungsgericht entscheidet grundsätzlich in der Sache selbst, kann 

     aber auch angefochtene Entscheidung aufheben und an das 

     Verwaltungsgericht zurückverweisen

( Revision an Bundesverwaltungsgericht ist zunächst gegen das Urteil des Oberverwaltungsgerichts gegeben

( Kann nur eingelegt werden, wenn Oberverwaltungsgericht oder auf die 

     Beschwerde gegen die Nichtzulassung das Bundesverwaltungsgericht sie 

     zugelassen ist

( Revision z.B. zuzulassen wenn Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 

     angefochtene Urteil von einer Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 

     oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht oder Verfahrensmangel 

     vorliegt

( Bundesverwaltungsgericht an Zulassung gebunden

( Revision auch gegen Verwaltungsgericht möglich

( Revisionsfrist = einen Monat nach Zustellung des Urteils


Ihr habt einen Fehler gefunden? Das Skript ist unvollständig? Ein Thema hat sich geändert?





Aufgaben aus den Übungen, Kommentare oder sonstige Ergänzungen sowie die Beseitigung von Rechtschreibfehlern sind notwendig um die Mitschriften weiter zu verbessern und sie mit der Zeit nicht unbrauchbar  werden zu lassen!





Also helft mit die Skripte auf dem neusten Stand zu halten!
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